




(Massen-) Entlassungen aus dem Denkmal-
inventar

Im Bestreben, ihre kommunalen Inventare der schützens-
werten Denkmalobjekte zu bereinigen, haben die Gemein-
den Gossau und Hittnau mit je einem einzigen Beschluss
gleich mehrere Objekte aus dem Inventar entlassen, näm-
lich 35 in Gossau und 51 in Hittnau. Die Beschlüsse sind amt-
lich publiziert und in der Folge vom Zürcher Heimatschutz
angefochten worden. Die Baurekurskommission hat die 
Entlassung von 5 Objekten in Gossau1 und von 37 Objek-
ten in Hittnau2 aufgehoben.3

I. Die Baurekursentscheide «Gossau» und «Hittnau»

Die Baurekurskommission hat die Entlassungen als unzu-
lässig erklärt, weil eine seriöse Schutzabklärung über alle
diese Objekte nicht erfolgt sei, ja gar nicht möglich gewe-
sen wäre, weil mit solchen Massenentlassungen das Ver-
bandsbeschwerderecht unterlaufen würde und weil eine 
Inventarentlassung ohne Veranlassung von Seiten der
Grundeigentümerschaften unverhältnismässig sei. 

Die Erwägungen der Baurekurskommission stützen sich auf
die Rechtsprechung, die sich zu den einschlägigen Normen
und zum rechtmässigen Umgang mit dem Instrument «In-
ventar» über lange Jahre, insbesondere auch nach der Ein-
führung des Verbandsbeschwerderechts4 entwickelt hat. In
diesem letzteren Zusammenhang weist die Rekurskommis-
sion darauf hin, dass die Inventare ursprünglich reine 
Arbeitsinstrumente der Gemeinden gewesen seien, mit der
Einführung des Verbandsbeschwerderechtes aber einen 
Wandel erfahren hätten, indem zur Wahrung des Ver-
bandsbeschwerderechtes eine Entlassung aus dem Inven-
tar nicht mehr formlos möglich, sondern in einen zu pu-
blizierenden anfechtbaren Verwaltungsakt zu fassen sei.5

Darauf ist zurückzukommen. In den hier besprochenen 
zwei Fällen war dies jedenfalls von entscheidender Bedeu-
tung, weil die Objekte mit der Begründung aus dem Inven-
tar entlassen werden sollten, sie seien nicht schutzwürdig.
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«Die Rekurskom-
mission weist in
ihrem  Entscheid
darauf hin, dass
die Inventare ur-
sprünglich reine
Arbeitsinstrumente
der Gemeinden ge-
wesen seien, mit
der Einführung
des Verbandsbe-
schwerderechtes
aber einen Wandel
erfahren hätten.»
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«Die Unverhält-
nismässigkeit er-
kennt die Baure-
kurskommission
in der Gefahr,
dass ein Ver-
bandsrekurs ge-
gen die Entlas-
sung erfolgreich
ausgehen könnte.»

«Dass die Ge-
fährdung des Ob-
jektes unabding-
bare Vorausset-
zung einer for-
mellen Unter-
schutzstellung sei,
ist eine zu strikte
Prämisse.» 

«Eine Schutzab-
klärung kann un-
ter Umständen
auch von Nach-
barn verlangt
werden.»

Die beiden Rekursurteile sind deshalb und in ihrem Ergebnis,
soweit sie sich auf die beurteilten Konstellationen beziehen,
richtig. Indes vermag die Erwägung nicht zu überzeugen,
eine Inventarentlassung ohne Veranlassung durch die 
Eigentümerschaft sei unverhältnismässig und deshalb
grundsätzlich unzulässig. 

Die Unverhältnismässigkeit erkennt die Baurekurskommis-
sion in der Gefahr, dass ein Verbandsrekurs gegen die Ent-
lassung erfolgreich ausgehen könnte: Dann müsste das ent-
sprechende Objekt unter Schutz gestellt werden6, könnte 
sich die Eigentümerschaft also mit einer Unterschutzstel-
lung konfrontiert sehen, die nicht notwendig gewesen 
wäre, weil das Objekt wegen fehlender Veränderungsabsich-
ten gar nicht gefährdet gewesen sei. 

Dass die Gefährdung des Objektes unabdingbare Voraus-
setzung einer formellen Unterschutzstellung sei, ist eine 
zu strikte Prämisse. Eine «nicht notwendige» Unterschutz-
stellung ist dem gesetzlichen Mechanismus von Inventa-
risierung und Unterschutzstellung auch nicht fremd. Eine
Schutzabklärung kann beispielsweise durch eine Erbtei-
lung ausgelöst werden: Auch in einem solchen Fall ist das
Objekt nicht an sich gefährdet, sondern geht es lediglich 
um die Feststellung des Werts eines Nachlassbestandteils. 

Ebensowenig erfolgt eine Unterschutzstellung immer nach
dem von der Baurekurskommission angesprochenen 
Zweckmässigkeitsprinzip in dem Sinn, dass sich der
Schutzumfang anhand eines konkreten Umbauprojektes 
bestimmt: Eine Schutzabklärung kann nicht nur im Erb-
teilungsfall, sondern unter Umständen auch von  Nachbarn
verlangt werden7; auch in solchen Fällen muss der Schutz-
umfang abstrakt festgelegt werden, was die betroffene 
Eigentümerschaft ebenfalls zu dulden hat. Die Verhältnis-
mässigkeit einer Denkmalschutzmassnahme entscheidet 
sich demnach nicht an der Frage einer aktuellen Gefähr-
dung und der möglichst objektnahen Konkretisierung des
Schutzumfangs, sondern an der Relation der Schutzanord-
nung zum Objekt an sich.
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«Die Freiheit, auf-
grund blosser Ver-
mutungen Objekte
in das Inventar
aufzunehmen,
kommt dem Denk-
malschutz zugute.
Sie wird aber in
Zukunft wohl nur
dann genutzt wer-
den, wenn Korrek-
turmöglichkeiten
erhalten bleiben.» 

«Die Baurekurs-
kommission setzt
als bekannt vor-
aus, dass zahlrei-
che Gemeinden 
ihre Inventare 
eher breit ange-
legt haben.»

II. Auswirkungen auf die Behördenpraxis 

Die Rüge der Unverhältnismässigkeit überzeugt aber ins-
besondere insofern nicht, als damit eine von der Behörde
selbst ausgehende Entlassung aus dem Inventar generell 
als unzulässig bezeichnet wird. Damit würde das rechtliche
Instrument des Inventars seines ursprünglichen Zwecks 
beraubt, nämlich ein Arbeitsinstrument der Behörde zu sein.
Allerdings geht die Baurekurskommission unter Berufung
auf die Verwaltungsgerichtspraxis davon aus, dass das In-
ventar mit der Einführung des Verbandsbeschwerderechts
den Charakter als blosses Arbeitsinstrument teilweise ver-
loren habe. 

Dies ist zu hinterfragen, auch weil die mit den beiden Ent-
scheiden formulierte generelle Unzulässigkeit von behörd-
lich begründeten Inventarentlassungen zu einer ver-
stärkt zurückhaltenden Aufnahme von neuen potentiellen 
Schutzobjekten ins Inventar (oder gar zu einem Aufnah-
mestopp?) führen kann. Die Freiheit, aufgrund blosser Ver-
mutungen Objekte in das Inventar aufzunehmen, kommt
dem Denkmalschutz zugute. Sie wird aber in Zukunft
wohl nur dann genutzt werden, wenn Korrekturmög-
lichkeiten erhalten bleiben. Auch ist das Motiv, die Inven-
tare aussagekräftig zu gestalten, jedenfalls beachtenswert,
und es liegt im öffentlichen und im privaten Interesse. 

Die Baurekurskommission setzt als bekannt voraus, dass 
zahlreiche Gemeinden ihre Inventare eher breit angelegt
haben. Sie verweist deshalb auf die Möglichkeit, die Inven-
tare lediglich intern zu bereinigen: Schutzabklärungen 
könnten durchgeführt und die als nicht schutzwürdig er-
kannten Objekte in der Inventarliste gestrichen werden, 
ohne dass sie förmlich und mit amtlicher Publikation aus
dem Inventar entlassen würden. Damit wäre, so die Bau-
rekurskommission, alles Erforderliche vorgekehrt, um im
Bedarfsfall ohne Zeitverlust rasch förmliche Denkmalent-
scheide zu treffen. Diese Lösung vermag jedoch nicht zu 
befriedigen, und zwar nicht nur, weil sie dem Prinzip 
der Öffentlichkeit der Inventare8 sowie generell dem ver-
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«Die Inventare 
der kunst- und
kulturhistorischen
Schutzobjekte 
sind in erster Li-
nie als Arbeits-
instrumente der
Gemeinden und
des Kantons ge-
schaffen worden.»

«Zur Aufnahme 
eines Objektes
genügt die Mög-
lichkeit, dass es
sich bei genauer
Untersuchung 
als Denkmal er-
weisen könnte.» 

fassungsmässigen Öffentlichkeitsprinzip9 zuwiderlaufen
dürfte. 

III. Das Instrument des Denkmalinventars im Allgemeinen  

Die Inventare der kunst- und kulturhistorischen Schutzob-
jekte sind in erster Linie als Arbeitsinstrumente der Gemein-
den und des Kantons geschaffen worden.10 Dieser Zweck-
bestimmung entspricht es, dass die Aufnahme eines Objektes
einerseits keine unmittelbare Rechtswirkung zulasten der
Eigentümerschaft, aber auch nicht zugunsten des mög-
lichen Schutzobjektes auslöst. Die Inventare stellen im-
merhin zwar, aber doch nur Vermutungslisten dar.11 Zur 
Aufnahme eines Objektes genügt die Möglichkeit, dass es
sich bei genauer Untersuchung als Denkmal erweisen 
könnte. Anders als in anderen Kantonen ist hingegen die 
Aufnahme keine Schutzmassnahme, und zwar auch keine
provisorische: Bei akuter Gefährdung muss ein vorsorgli-
cher Schutz eigens angeordnet werden.12 Deshalb stellt 
die Aufnahme eines Objektes in das Inventar auch keinen
anfechtbaren Verwaltungsakt dar.13 Ebensowenig muss
die Inventaraufnahme bekannt gegeben werden, weder 
der Eigentümerschaft noch gar durch Publikation der Öf-
fentlichkeit. Den Verbänden und Privaten bleibt es verwehrt,
die Aufnahme bestimmter Objekte in ein Denkmalschutz-
inventar zu verlangen.14

Zwar sind die Inventare öffentlich, sie können also von al-
len eingesehen werden15. Eigentümerverbindliche Wirkung
entfalten die Inventare aber erst dann, wenn die erfolgte 
Aufnahme eines Objektes förmlich (schriftlich) angezeigt
wird («Eröffnung des Inventars»),16 regelmässig verbunden
mit einem Hinweis auf das damit wirksam werdende gesetz-
liche Veränderungsverbot.17Ausgelöst wird eine solche An-
zeige in der Regel durch ein Begehren der Eigentümer-
schaft um Schutzabklärung18 oder durch ein Baugesuch.19

Notfalls, also bei anderweitiger akuter Gefährdung des 
Objektes, beispielsweise als Folge mangelhaften Unterhalts,
kann die Behörde das Inventar auch von sich aus eröffnen
und die erforderlichen (Not-) Massnahmen anordnen.
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«Selbst wenn die
Inventare einen
gewissen Min-
destinhalt aufwei-
sen müssen und
einige Gemeinden
über sehr detail-
lierte Inventare
verfügen, geben
sie dem Grund-
satz nach für noch
nicht unter Schutz
gestellte Objekte
lediglich Anhalts-
punkte dafür,
weshalb und in
welchem Umfang
diese Objekte
schutzwürdig 
sein könnten.»

«Auch ohne
Schutzabklärung
und selbst ohne
formelle Inventar-
eröffnung gelten
bei inventarisier-
ten Objekten die
erhöhten Gestal-
tungsanforderun-
gen nach § 238
Abs. 2 PBG, und
zwar nicht nur für
die inventarisier-
ten Objekte selbst,
sondern auch für
Gebäude, die sol-
chen Objekten be-
nachbart sind.»

Selbst wenn die Inventare einen gewissen Mindestinhalt 
aufweisen müssen20 und einige Gemeinden über sehr de-
taillierte Inventare verfügen, geben sie dem Grundsatz 
nach für noch nicht unter Schutz gestellte Objekte lediglich
Anhaltspunkte dafür, weshalb und in welchem Umfang 
diese Objekte schutzwürdig sein könnten. Die Inventare er-
setzen keine (notwendigerweise wissenschaftlich fundier-
ten21) Schutzabklärungen. Die Wirkung des Inventars be-
steht demnach darin, die Behörde und die nachfragenden
Eigentümer oder Drittpersonen darauf aufmerksam zu 
machen, dass die aufgenommenen Objekte im Falle von Ver-
änderungen einer erhöhten Aufmerksamkeit bedürfen.
Auf einen solchen Fall bezogen zielt die Inventaraufnahme
verfahrensmässig auf einen positiven oder einen negativen
Feststellungsentscheid über die Schutzwürdigkeit eines 
Objektes durch die dafür zuständige Behörde (die Ge-
meindeexekutive oder die Baudirektion22). Zeigt sich das 
Objekt nach einer Schutzabklärung als Denkmal, ist es bei
gegebener Verhältnismässigkeit unter Schutz zu stellen; es
verbleibt dann auch im Inventar.23 Erweist sich das Objekt
als nicht schützwürdig, wird es vollständig24 aus dem Inven-
tar «entlassen». Die Entlassung selbst ist dann also die for-
melle Folge aus dem (negativen) materiellen Entscheid über
die Schutzwürdigkeit. 

IV. Die Entlassung von Objekten aus dem Denkmalinventar, 
insbesondere ohne Entscheid über deren Schutzwürdigkeit

Wie gesehen, hat die Aufnahme eines Objektes in das Denk-
malinventar keine unmittelbar eigentümerverbindliche
Wirkung; dennoch bleibt sie nicht ohne mittelbare Folgen,
die sich auch eigentumsbeschränkend auswirken können:
Auch ohne Schutzabklärung und selbst ohne formelle In-
ventareröffnung gelten bei inventarisierten Objekten die 
erhöhten Gestaltungsanforderungen nach § 238 Abs. 2 PBG,
und zwar nicht nur für die inventarisierten Objekte selbst,
sondern auch für Gebäude, die solchen Objekten benach-
bart sind. Belastet sein können also auch die Nachbar-
grundstücke; den Nachbarn wird deshalb das Recht zu-
gestanden, eine Schutzabklärung zu beantragen25. Auch 
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«Die Gemeinden
sind verpflichtet,
über ihre mögli-
chen Denkmalob-
jekte ein Inventar
zu erstellen und
periodisch nach-
zuführen; sie un-
terstehen darin
der Aufsicht des
Kantons.» 

können Nachbarn eine Baubewilligung im Zusammenhang
mit einem inventarisierten Gebäude mit der Begründung
anfechten, der Altbau sei schutzwürdig,26 und unter Umstän-
den können sie auch eine Inventarentlassung anfechten.27

Auch aus diesen Gründen kann hinter dem Anliegen einer
Bereinigung eines Schutzinventars – neben dem Motiv der
Wahrung von dessen Aussagekraft – ein zu beachtendes In-
teresse erkannt werden. 

Die Baurekurskommission weist in den beiden bespro-
chenen Entscheiden darauf hin, dass die Inventarentlas-
sungen formlos erfolgen konnten, bis das Verbandsbe-
schwerderecht eingeführt worden war. Das ist in dieser 
Formulierung nicht richtig: Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, über ihre möglichen Denkmalobjekte ein Inven-
tar zu erstellen und periodisch nachzuführen;28 sie unter-
stehen darin der Aufsicht des Kantons. Das Erstellen und
Führen der Inventare muss deshalb auch über einen förm-
lichen Beschluss der Gemeinde-Exekutive erfolgen; das 
trifft seit jeher auch auf die Entlassung von Objekten zu.29

Indessen hat die Einführung des Verbandsbeschwerde-
rechtes über die Verwaltungsgerichtspraxis dazu geführt,
dass Inventarentlassungen zur Wahrung der Rechtsmit-
telansprüche publiziert werden müssen. Der Grund dafür
liegt aber nicht in einer Änderung der rechtlichen Qualität
der Denkmalinventare, sondern darin, dass andernfalls 
wegen fehlender formeller Öffentlichkeit die Anfechtbar-
keit von materiellen Schutzentscheiden nicht gewährleistet
wäre. 

Die Publikationspflicht dient deshalb nicht dazu, die An-
fechtung einer Inventarentlassung, sondern dazu, die 
Anfechtung eines negativen oder ungenügenden Schutzent-
scheides zu ermöglichen. Es geht bei der Anfechtungs-
möglichkeit immer um die materielle Frage der Schutzwür-
digkeit. Folgerichtig hat deshalb das Bundesgericht auch 
kantonale Entscheide aufgehoben, nach denen die Verbände
von einer Anfechtung einer Inventarentlassung ausge-
schlossen bleiben sollten, die auf den von der Behörde un-
benützten Ablauf der einjährigen (bzw. auf zwei Jahre er-
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«Weil der mate-
rielle Entscheid
und nicht die for-
melle Entlassung
aus dem Inventar
Anfechtungsob-
jekt ist, ist aber
die Publikation
auch nur in den
Fällen erforder-
lich, in denen 
die Rechtsmittel-
legitimierten über
den materiellen
Entscheid nicht
anderweitig orien-
tiert würden.»

streckten) Frist zum Abschluss einer Schutzabklärung
zurückzuführen war30.

Weil der materielle Entscheid und nicht die formelle Ent-
lassung aus dem Inventar Anfechtungsobjekt ist, ist aber die
Publikation auch nur in den Fällen erforderlich, in denen
die Rechtsmittellegitimierten über den materiellen Entscheid
nicht anderweitig orientiert würden. Die Publikations-
pflicht entfällt deshalb immer dann, wenn die Schutzabklä-
rung im Rahmen eines publizierten Baubewilligungsver-
fahrens erfolgt und die Rechtsmittellegitimierten innert Frist
den Bauentscheid verlangen konnten;31 die Öffentlichkeit ist
in solchen Fällen in der Weise zu gewährleisten, dass be-
reits in der Publikation des Baugesuches auf die Inventa-
risierung des Objektes hingewiesen wird.32 Es ist aber
nicht ausgeschlossen, dass die Schutzabklärung und die 
Inventarentlassung separat und vorgängig erfolgen33; dies-
falls ist die Inventarentlassung zu publizieren34, auch wenn
sie im Hinblick auf ein danach zu beurteilendes Baugesuch
beschlossen worden ist.

Weil der materielle Entscheid und nicht die formelle Ent-
lassung aus dem Inventar Anfechtungsobjekt ist, ist nun wei-
ter eine Entlassung auch dann nicht zu publizieren, wenn
diese gar nicht auf einem materiellen Entscheid über die
Schutzwürdigkeit beruht. Diese hier vertretene Auffassung
deckt sich allerdings, darauf ist hinzuweisen, nicht mit 
der Gerichtspraxis: Das Verwaltungsgericht sieht einerseits
zwar in der Aufnahme eines Schutzobjektes in ein Inven-
tar eine blosse Verwaltungsanordnung ohne Verfügungs-
charakter (weshalb sie nicht anfechtbar ist),35 anderseits aber
in einer Entlassung aus dem Inventar immer das Resultat
einer Auseinandersetzung mit der Denkmalvermutung, und
zwar immer in dem Sinne, dass eine Entlassung aus dem
Inventar zwingend mit einem negativen Schutzentscheid,
einer definitiven Nicht-Unterschutzstellung gleichzusetzen
ist.36 Darauf beruhen auch die über die Fälle «Gossau» und
«Hittnau» hinaus weisenden Erwägungen der Baurekurs-
kommission. Nach Sinn und Zweck der Inventare muss je-
doch im Rahmen von Inventarbereinigungen, wie sie nach
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«Nach Sinn und
Zweck der Inven-
tare muss im Rah-
men von Inventar-
bereinigungen,
wie sie nach Ge-
setz vorgesehen
sind und die nicht
nur Neuaufnah-
men, sondern
auch Entlassun-
gen umfassen kön-
nen, eine Entlas-
sung auch in dem
Sinn möglich sein,
dass ein Objekt im
gleichen Verfah-
ren, nach dem es
Aufnahme in das
Inventar gefunden
hat, aus dem In-
ventar auch wie-
der entlassen
wird.»

«Auf die Aufnahme
eines nicht gefähr-
deten potentiellen 
Schutzobjektes 
in das Inventar
hat ausser der
Behörde niemand
einen rechtlich
durchsetzbaren
Anspruch.»

Gesetz vorgesehen sind und die nicht nur Neuaufnahmen,
sondern auch Entlassungen umfassen können,37 eine Ent-
lassung auch in dem Sinn möglich sein, dass ein Objekt im
gleichen Verfahren, nach dem es Aufnahme in das Inven-
tar gefunden hat, aus dem Inventar auch wieder entlassen
wird.38 Wie für die Aufnahme die zwar begründete, aber 
nicht gesicherte Möglichkeit (die Vermutung) der Denk-
malqualität ausreicht, kann eine neue Beurteilung dieser
Möglichkeit, nicht der materiellen Schutzwürdigkeit, zur 
Entlassung führen. Eine solche Entlassung aus dem Inven-
tar ohne Schutzentscheid ist nach der hier vertretenen Auf-
fassung förmlich zu beschliessen, der Beschluss ist aber –
systemkonform – nicht anfechtbar und deshalb auch nicht
zu publizieren. Er ist jedoch Teil des Inventars und nimmt
demnach auch dauerhaft an der Öffentlichkeit des Inven-
tars teil. 

Weil diesfalls über die Denkmalqualität nicht entschieden
wird, dem betreffenden Objekt insbesondere nicht defini-
tiv die Schutzwürdigkeit abgesprochen wird, sind Dritte 
und Verbände nicht anders gestellt, als wenn das Objekt 
gar nie in das Inventar aufgenommen worden wäre. 

Auf die Aufnahme eines nicht gefährdeten potentiellen 
Schutzobjektes in das Inventar hat ausser der Behörde nie-
mand einen rechtlich durchsetzbaren Anspruch39. Die Auf-
nahme der potentiellen (und der definitiven) Denkmal-
objekte in die Inventare ist Pflicht der Gemeinden. Wenn
diese Aufnahme nicht der gerichtlichen Kontrolle (aber der
Verwaltungsaufsicht) untersteht, ist es systemkonform,
auch eine Entlassung ohne Schutzentscheid unter die 
Aufgaben der Behörde einzureihen, die sie pflichtgemäss
und richtig zu erfüllen hat. Die nicht plausibel begrün-
dete Entlassung von möglichen Schutzobjekten ist deshalb
wie die unterlassene Aufnahme nicht mit Rekurs, aber 
allenfalls mit Aufsichtsbeschwerde anfechtbar. 

Die Gerichtspraxis räumt den Verbänden eine Anfech-
tungslegitimation ein, wenn ein inventarisiertes Objekt als
nicht schutzwürdig beurteilt (und in der Folge aus dem In-
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«Das Verwal-
tungsgericht hat
den Verbänden
schon in frühen
Entscheiden die
Anfechtungslegi-
timation im
Zusammenhang
mit nicht inventa-
risierten Objekten
verwehrt, weil 
andernfalls mit
der lediglich be-
haupteten Begrün-
dung, es sei ein
nicht inventari-
siertes Objekt doch
schutzwürdig, so-
zusagen gegen je-
des Bauvorhaben 
hätte rekurriert
werden können.»

ventar entlassen) wird. Eine Schutzabklärung, die in einen
materiellen Entscheid über die Denkmalqualität mündet,
ist aber von Gesetzes wegen auch möglich und erforderlich,
wenn sich ein nicht inventarisiertes Objekt als mögliches
Denkmal herausstellt. Wird ein nicht aufgenommenes
Schutzobjekt akut gefährdet, muss deshalb auch die gericht-
liche Anfechtung desjenigen Verwaltungsaktes offen 
stehen, der die Zerstörung eines solchen nicht inventari-
sierten Denkmalobjektes zur Folge hätte.40 Indessen hat 
das Verwaltungsgericht den Verbänden schon in frühen 
Entscheiden die Anfechtungslegitimation im Zusammen-
hang mit nicht inventarisierten Objekten verwehrt, weil 
andernfalls mit der lediglich behaupteten Begründung, es
sei ein nicht inventarisiertes Objekt doch schutzwürdig, 
sozusagen gegen jedes Bauvorhaben hätte rekurriert wer-
den können. An dieser Praxis hält das Gericht grundsätz-
lich fest,41 lässt aber zwischenzeitlich ein Rechtsmittel in Aus-
nahmefällen doch zu, wenn nämlich die zu Unrecht oder
offenkundig fehlerhaft nicht erfolgte Inventarisierung eines
Objektes glaubhaft gemacht wird42 oder wenn der kommu-
nale Entscheid im Rahmen eines Provokationsverfahrens
ergangen ist.43

Wird in einem Bauentscheid der Abbruch eines nicht 
inventarisierten Objektes bewilligt, ergeht ein solcher Be-
schluss nicht gestützt auf den III. Titel («Natur- und Hei-
matschutz») des Planungs- und Baugesetzes, der allein den
Rahmen der Beschwerdeberechtigung von Verbänden nach
§ 338a Abs. 2 PBG absteckt. Nach allgemein geltendem pro-
zessrechtlichem Grundsatz schliesst indessen die Anfecht-
barkeit einer fehlerhaften Anwendung eines Rechtssatzes
immer auch die Anfechtbarkeit der Nichtanwendung eines
Rechtssatzes mit ein.44  Die im Rahmen eines Baubewilli-
gungsverfahrens nicht ausgesprochene Unterschutzstellung
eines Schutzobjektes kann eine solche fehlerhafte Nicht-
anwendung der Bestimmungen nach dem III. Titel des 
Planungs- und Baugesetzes darstellen; sie ist demnach 
anfechtbar. Die offenere Sichtweise auf die Anfechtbarkeit
im Falle von nicht inventarisierten Objekten rechtfertigt sich
auch deshalb, weil eine (noch) fehlende Inventarisierung
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«Die offenere
Sichtweise auf die
Anfechtbarkeit im
Falle von nicht in-
ventarisierten Ob-
jekten rechtfertigt
sich auch deshalb,
weil eine (noch)
fehlende Inventa-
risierung ihre Ur-
sache nicht nur 
in offenkundigen
Fehlern im Ver-
waltungshandeln,
sondern auch im
Wandel in der Be-
urteilung und 
der Begrifflichkeit
des Natur- und
Heimatschutzes
haben kann.»

ihre Ursache nicht nur in offenkundigen Fehlern im Ver-
waltungshandeln, sondern auch im Wandel in der Beurtei-
lung und der Begrifflichkeit des Natur- und Heimatschutzes
haben kann.45

Dem widerspricht zuweilen die Praxis zur Legitimation 
in Fragen der Schutzwürdigkeit von nicht inventarisierten
Objekten;46 wird die dargestellte Praxis restriktiv gehand-
habt und bleiben deshalb die Verbände von einer Anfech-
tung entsprechender Schutzentscheide ausgeschlossen,
läuft sie auf eine Vereitelung oder Vereitelungsmöglichkeit
des Verbandsbeschwerderechts aus förmlichen Gründen 
hinaus. Nach dem Entscheid «Hinterbergstrasse»47 ist aber
jedenfalls nicht auszuschliessen, dass eine solche Praxis vor
Bundesgericht keinen Bestand haben wird. Es ist willkür-
lich und mit allgemeinen Grundsätzen nicht vereinbar, 
einen materiell fehlerhaften Entscheid über die Denkmal-
qualität nur dann als anfechtbar zu erklären, wenn das 
betreffende Objekt im Inventar verzeichnet oder offensicht-
lich fehlerhaft (willkürlich) nicht darin verzeichnet ist, wenn
anderseits die Inventaraufnahme selbst auschliesslich auf
dem Weg eines nicht anfechtbaren und nicht durchsetzba-
ren Verwaltungsaktes erfolgt. 

V. Zusammenfassung

Zusammenfassend sind die Baurekurskommissionsent-
scheide zu «Gossau» und «Hittnau» richtig, weil die Gemeinden
die Inventarentlassungen aufgrund eines negativen Schutz-
entscheides vorgenommen haben, demnach den zu ent-
lassenden Objekten im materiellen Sinn die Schutzwürdig-
keit (definitiv) abgesprochen worden war. Soweit die Ent-
scheide über die konkreten Fälle hinaus eine generelle 
Unzulässigkeit von behördenseitig vorgenommenen Ent-
lassungen (im Sinn einer förmlich, mit Beschluss erfolgten
Löschung aus der Inventarliste) annehmen, sollte ihnen 
aber nicht gefolgt werden. Es ist empfehlenswert, die Sy-
stematik von «Inventar» und «Unterschutzstellung» in ihrem
Mechanismus möglichst zu bewahren bzw. wiederzubele-
ben; dieser erlaubt einen transparenten und vorausseh-
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baren Umgang mit den Schutzobjekten und dient damit 
der Rechtssicherheit: 

• Die Denkmalinventare sind Arbeitsinstrumente für die
Behörden und haben orientierenden Charakter für 
die Eigentümerschaft und Dritte. Das Erstellen, die Er-
gänzung und die Bereinigung der Inventare erfolgen nicht
formlos, sondern mit Beschlüssen der Gemeinde-Exe-
kutive bzw. Verfügungen der Baudirektion.48 Diese sind
aber nicht amtlich zu publizieren. 

• Die Aufnahme eines Objektes in das Inventar ist nicht
anfechtbar, kann aber auch nicht auf dem Prozessweg
verlangt werden. Die Entlassung eines Objektes aus dem
Inventar bedeutet für sich keinen materiellen Ent-
scheid über die Schutzwürdigkeit. Geht ihr kein (posi-
tiver oder negativer) Schutzentscheid voraus, ist die Ent-
lassung aus dem Inventar zulässig und möglich, aber 
nicht zu publizieren und auch nicht anfechtbar. Die 
materielle Richtigkeit und die Vollständigkeit der Inven-
tare unterliegen nicht einer gerichtlichen, sondern der
aufsichtsrechtlichen Kontrolle. 

• Die materielle Denkmalqualität von inventarisierten, 
aber auch von nicht inventarisierten (möglichen)
Schutzobjekten ist nach einer fundierten Schutzab-
klärung durch Entscheid der Gemeinde-Exekutive bzw. 
durch Verfügung der Baudirektion zu bestimmen.
Schutzentscheide sind zur Wahrung der Rechtsmittel-
ansprüche von Dritten in geeigneter Weise bekannt zu
machen. Erfolgt dies im Fall eines Schutzentscheides 
über ein inventarisiertes Objekt durch Publikation der
Inventarentlassung, ist nicht die Entlassung selbst,
sondern der materielle Schutzentscheid das Anfech-
tungsobjekt. Trifft der Schutzentscheid ein nicht in-
ventarisiertes Objekt, erfolgt die Publikation in anderer
geeigneter Weise, beispielsweise durch Ausschreibung
eines Bau- oder Abbruchgesuchs. Auch in diesem Fall
ist der Schutzentscheid Anfechtungsobjekt. 
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«Für die Praxis 
erscheint es hilf-
reich, das for-
melle Inventar-
recht und das 
materielle Denk-
malrecht ausein-
anderzuhalten.»

Dr. Dominik 
Bachmann, 
Rechtsanwalt,
Zürich

• Für die Praxis erscheint es hilfreich, das formelle Inven-
tarrecht und das materielle Denkmalrecht auseinan-
derzuhalten. In Streitfällen um Nicht-Unterschutzstel-
lungen steht regelmässig das materielle Denkmalrecht
in Frage. Die hier skizzierte Lösung erscheint mir
sachgerecht und systemkonform, jedoch nur dann,
wenn die Anfechtbarkeit von materiellen Schutzent-
scheiden – ebenfalls systemkonform – nicht davon ab-
hängig gemacht wird, ob ein Objekt im Inventar ver-
zeichnet sei oder nicht. Jedenfalls ist den Denkmälern
mit der richtigerweise auch hinsichtlich der nicht inven-
tarisierten Objekte zuzugestehenden Rechtsmittelle-
gitimation wohl der bessere Dienst erwiesen als mit 
der zwingenden, aber auf inventarisierte Objekte be-
schränkten prozessualen Gleichsetzung von Inventar-
entlassung und Schutzverzicht.
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